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Andreas Heyer



Diskussionen aus der DDR. Vorwort


Nach den Umbrüchen in der DDR und dem sich daran anschließenden Beitritt der fünf neuen Bundesländer zum Staatsgebiet der BRD sah sich das damalige Bonner Parlament veranlasst, die vierzigjährige Geschichte des sozialistischen Teils Deutschlands aufzuarbeiten. Unter der Leitung von Rainer Eppelmann nahmen sich zwei Enquete-Kommissionen zur Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur dieser Aufgabe an.


Von Anfang an war vielen Ostdeutschen klar, dass nicht so sehr wissenschaftliche, sondern vielmehr ideologische Motive für das Wirken dieser Kommissionen ausschlaggebend und anleitend waren. Es regte sich massiver Widerstand, dem schließlich die Einrichtung der Alternativen Enquete-Kommission folgte. Der erste Vorsitzende war Wolfgang Harich, nach seinem Rücktritt übernahm Siegfried Prokop die Leitung. Er selbst hat von den damaligen Entwicklungen, Thesen und Theorien, über seine Freunde und Mitstreiter, kurz, über die Bilanz der AEK, in einem umfangreichen Aufsatz berichtet.1


In der AEK lernten sich Siegfried Prokop und Wolfgang Harich kennen. Und ihre Zusammenarbeit hatte weitere Folgen. Nachdem Wolfgang Harich 15. März 1995 viel zu früh verstorben war, intensivierte Siegfried Prokop die Arbeiten an seiner Biographie Harichs, die schließlich 1997 unter dem Titel Ich bin zu früh geboren erschien.2 Bereits ein Jahr zuvor hatte er Das Wolfgang Harich Gedenk-Kolloquium am 21. März 1996 organisiert (eingeladen hatte die AEK) und die Vorträge mit weiteren Dokumenten und Materialien der Öffentlichkeit vorgestellt.3 Es war ihm gelungen, viele der Freunde und Mitstreiter Harichs noch einmal zusammenzuführen im Gedenken an den überaus produktiven marxistischen Philosophen. In den folgenden Jahren bemühte sich Prokop weiter intensiv um Harich und publizierte verschiedene Aufsätze, kleinere Studien und Dokumente.


Von daher lag es natürlich nahe, dass für die Festschrift zu Ehren Siegfried Prokops das Thema Harich einen eigenen und wichtigen Platz einnehmen sollte. Camilla Warnke gehörte in den fünfziger Jahren zu den HörerInnen der Vorlesungen, die Harich an der Berliner Humboldt-Universität zur Geschichte der Philosophie hielt. Ihre dabei angefertigten Notizen haben, wie sie selber ausführt, die Jahrzehnte überdauert. Aus den ausführlichen Mitschriften kommt im vorliegenden Band der Abschnitt Der deutsche Pantheismus zum Abdruck. Er bietet wichtige Einblicke in die für Harichs Denken zentrale Epoche des Übergangs von der Aufklärung zur klassischen deutschen idealistischen Philosophie. In einer Einleitung (Bemerkungen zu Wolfgang Harichs Philosophievorlesungen in den frühen 50er Jahren) bietet Warnke zudem eine ideengeschichtliche Verortung und Interpretation der Thesen Harichs, die das von ihr an anderen Stellen bereits gezeichnete Bild ergänzen.4


Alexander Amberger hat sich in den letzten Jahren intensiv mit der Philosophie der DDR beschäftigt, vor allem mit Harich. Davon zeugen verschiedene kleinere Aufsätze und zuletzt die große Monographie Marxistische Systemkritik und politische Utopie in der DDR.5 Gemeinsam mit Siegfried Prokop ist er Autor der Broschüre Ein rot-grünes Deutschland.6 Für den vorliegenden Band steuerte er einen Aufsatz („Ich bitte nur darum: Macht von mir Gebrauch!“) bei, der sich mit Harichs ökologischem Denken beschäftigt und dieses in seiner permanenten Konfrontation zum SED-Staat rekonstruiert.


Die Thesen und Aussagen beider Beiträge werden derzeit durch die Funde bestätigt, die Andreas Heyer sukzessive im Rahmen seiner Ausgabe der Nachgelassenen Schriften Wolfgang Harichs der Öffentlichkeit vorstellt. Siegfried Prokop hat in verschiedenen Rezensionen die Notwendigkeit der Edition herausgestellt. Die Mitschriften Camilla Warnkes decken sich mit den gerade erscheinenden Vorlesungsnotizen Harichs, zeigen gleichzeitig aber auch die Differenz zwischen dem tatsächlich im Vorlesungssaal gesprochenen Wort und dem ursprünglich im Manuskript geplanten Verlauf an.7 Und den Hintergrund der Überlegungen Alexander Ambergers bildet der Band Ökologie, Frieden, Wachstumskritik ab, der alle relevanten Äußerungen Harichs inklusive vieler Dokumente aus seinem Nachlass enthält.8


Mit Heiner Halberstadt und Robert Steigerwald legen zwei Weggefährten Harichs in ihren jeweiligen Erinnerungen dar, wie sie den Berliner Philosophen erlebten. Während Halberstadt (Erinnerungen an Gespräche mit Wolfgang Harich) über die Jahre seit Harichs Haftentlassung berichtet, bietet der Text von Steigerwald (Zu Wolfgang Harich) Einblicke vor allem in die Nietzsche-Debatte der achtziger Jahre.


Mit der Umbruchzeit von 1989/1990 beschäftigt sich der Text von Dieter Schiller.9 Schiller stellte für die Festschrift einen Beitrag (Antwort auf einige Fragen eines Bundesdeutschen zur DDR-Literatur) zur Verfügung, in dem er versuchte, am Ende der DDR die kulturelle und literarische Produktion des kleineren Teils Deutschlands gleichsam zu inspizieren, auf ihre Funktionen im „Leseland DDR“ und auf ihre Zukunftsfähigkeit hin zu überprüfen. Ein Dokument, welches die damals auf beiden politischen Seiten gemachten Fehler ebenso thematisiert wie die Hoffnungen und Ängste, die in jenen Jahren Konjunktur hatten.


Mit Ines Weber konnte eine Wissenschaftlerin als BeiträgerIn zu dieser Festschrift gewonnen werden, die gerade eine beachtenswerte Dissertation über das politische Denken von Robert Havemann und Rudolf Bahro vorgelegt hat.10 Ihr Aufsatz Sozialistisches Denken in der DDR. Robert Havemann und Rudolf Bahro thematisiert zwei der einflussreichsten Oppositionellen der späten DDR, deren theoretische Modelle in den letzten Jahren, trotz aller persönlichen und theoretischen Kontroversen, mehrmals gemeinsam mit denen von Wolfgang Harich analysiert worden sind.


Wissenschaftliches Neuland betritt Klaus Körner mit seinem Aufsatz Die Bonner Deutschlandpolitik und das SBZ-Archiv, 1950-1968. Er untersucht die seinerzeit einflussreiche Zeitschrift in ihrem Bedingungsgefüge von Politik, Ideologie und theoretischem Anspruch. Zahlreiche Entwicklungslinien werden anhand der handelnden Personen gegenwärtig und machen nachvollziehbar, wie und warum sich bestimmte Teile der westdeutschen Wissenschaften in den Diskussionen über die DDR positionierten.


Mit der vorliegenden Auswahl ist die Hoffnung verbunden, dass Siegfried Prokop in den Beiträgen zu seinen Ehren auch eigene Gedanken wieder entdeckt, ihre Anwendung und Weiterentwicklung, und die Leser der Festschrift mit den Autoren gemeinsam eine noch immer spannende und längst nicht abgeschlossene Reise durch die Erforschung der DDR absolvieren können.


Andreas Heyer im Juli 2015
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DIETER SCHILLER



Antwort auf einige Fragen eines Bundesdeutschen zur DDR-Literatur


Sehr geehrter Herr ***,


bevor ich Ihre Fragen beantworte, ist eine Vorbemerkung nötig.


Die literaturgeschichtliche Stellung der DDR-Literatur im Gesamtzusammenhang der deutschsprachigen und europäischen Literaturentwicklung muss heute sicher grundsätzlich neu durchdacht werden. Darüber gibt es für mich keinen Zweifel. Aber ich bin – ohne das hier näher begründen zu können – davon überzeugt, dass




	(a) es eine relativ eigenständige Entfaltung der Literatur in der DDR gegeben hat und in Resten wohl auch noch gibt;


	(b) die in der Literatur der DDR vor allem seit den sechziger Jahren artikulierten Auseinandersetzungen mit den Erfahrungen, Konflikten, Mentalitäten und Problemen in der DDR weit übers DDR-Milieu hinausreichen;


	(c) die wichtigsten Leistungen dieser Literatur in ihrem künstlerischen Niveau und – wenn auch in begrenztem Grade – ihren innovatorischen Elementen innerhalb der europäischen Kultur einen eigenständigen Platz haben und behalten werden.





Die Auflösung der Gesellschaft, die sich als realer Sozialismus verstand, und das Ende des Staates, der wesentlich die Rahmenbedingungen der Literaturproduktion und -rezeption bestimmte, verändert das Blickfeld und lässt viele bisherige Kriterien und Akzentsetzungen bei ihrer Wertung fragwürdig erscheinen. Für mich persönlich stellt sich beispielsweise die Frage nach der einen deutschen Kultur und den Beziehungen zwischen den verschiedenen deutschsprachigen Literaturen auf neue und andere Weise, als das bisher der Fall war. Freilich nicht so, wie das gegenwärtig in bundesdeutschen Blättern geschieht.


Dem politischen Modetrend, Schriftsteller und Bücher abzuwerten, die sich für eine Erneuerung der DDR und den Bestand dieser deutschen Möglichkeit eingesetzt haben, kann ich mich nicht anschließen und will es auch nicht. Das ist vielleicht weniger eine Frage der Politik als der Ethik. Ein Neudurchdenken, wie es heute unabdingbar nötig ist, hat – meine ich – schon lange vor der sogenannten Wende begonnen, in den ersten Anfängen wohl Mitte der siebziger Jahre. Für mich bezeichnet der VII. Schriftstellerkongress 1972 einen Ansatz zu einer neuen Sicht. Der sehr rasch erfolgte Versuch von offizieller Seite, sie kulturpolitisch zu paralysieren, erwies sich letztendlich als vergeblich.


Ein tiefer Widerspruch zwischen realer Literaturentwicklung und offizieller Kulturpolitik hatte sich schon lange vorher aufgetan, er kulminierte zunächst im 11. Plenum des ZK 1965 und dann in der Biermann-Affäre vom Herbst 1976. Es spricht für den Teil unserer Schriftsteller, der offen war für Realitätserfahrung und kritisches Denken, dass er seither seine literarische Arbeit als Warnung, Gegenentwurf oder utopische Transzendierung der gestockten Verhältnisse begriffen hat. Volker Brauns Stück "Die Übergangsgesellschaft" sei als ein Beispiel genannt.


Nicht wenige Autoren haben die DDR verlassen, weil solche Vorstöße sie immer wieder in Konflikte mit der kulturpolitischen Reglementierung brachten und zuweilen in eine ausgrenzende Zensur mündeten. Das Abdrängen brisanter Fragen in die Medien der Bundesrepublik und anderer europäischer Länder hat diese Tendenz forciert, zumal im Regelfall abzusehen war, dass zur Durchsetzung kritischer Bücher in der DDR ohnehin die Aufmerksamkeit in der westlichen Öffentlichkeit und die Publikation auf dem Buchmarkt der Bundesrepublik eine wichtige Voraussetzung waren. Die Übersiedlung in die BRD erfolgte nicht selten aus Verärgerung, meist aus Protest gegen Restriktionen, in einigen Fällen aber auch aufgrund von massiven Repressionen oder auch um voraussehbaren Schwierigkeiten nach Publikation eines Buches zu entgehen. Aus der Rückschau stellen sich eine große Zahl der in westlichen Verlagen erschienenen Bücher als wichtige Zeugnisse einer Literatur dar, die von den Erfahrungen und Problemen der Menschen in der DDR geprägt und aus dem Kontext der DDR-Verhältnisse kaum herauszulösen ist.


Heute stehen wir vor dem Problem, dass die DDR-Literatur bzw. die Literatur in der DDR historisch geworden und weitgehend als eine abgeschlossene Entwicklung zu betrachten ist, das Phänomen aber nicht von einem Tag auf den anderen abrupt verschwinden wird. Nach dem Anschluss wird unter den neuen Produktions- und Rezeptionsbedingungen eine Aufarbeitungs-, Abrechnungs-, Bilanz- und Trauerliteratur entstehen, deren gesellschaftlicher Bezugspunkt die Verhältnisse und Erfahrungen der nun verschwindenden DDR bleiben. DDR-Literatur im oben gemeinten Sinn ist das natürlich nicht mehr. Mit dem Verschwinden des gesellschaftlichen Experiments "realer Sozialismus" ergeben sich grundlegend neue Antriebe und Bedingungen literarischen Schaffens und literarischer Kommunikation. Das Erlebnis der Krise und des Zusammenwachsens mit den sogenannten alten Bundesländern, der widerspruchsreiche Prozess des Sich-zurecht-findens in neuen Lebensbedingungen, die Schwierigkeit, auch individuelle Entwicklungen neu zu disponieren, schafft bei den potentiellen Lesern andere Interessen und Bedürfnisse – wie zu erwarten ist, leider meist mit der Konsequenz ihres Verzichts auf Literatur als vermittelndes Medium zwischen individueller und gesellschaftlicher Erfahrung und "Organ gesellschaftlicher Selbstverständigung". Zu vermuten ist darüberhinaus, dass ein starker Druck zur Anpassung an bundesrepublikanische Normen und zur Diskreditierung und Verdrängung der DDR-Vergangenheit wirksam werden wird.


Ich rechne stark mit einer öffentlichen Erwartungshaltung, welche verlangt, die DDR-Vergangenheit zu verteufeln statt sie nüchtern zu analysieren. Ob das freilich wiederum zu einer produktiven Herausforderung werden kann, diese sozialpsychologische Sperre zu durchbrechen und die kritische Aufarbeitung der Erfahrungen des gesellschaftlichen Experiments "realer Sozialismus" dennoch weiterzuführen, bleibt abzuwarten. Ich hoffe darauf, weiß aber, dass die Wahrscheinlichkeit gering ist.


Eine Chance, sich in die bundesrepublikanischen Kultur- und Literaturverhältnisse zu integrieren, gibt es nur, wenn es gelingt, die unterschiedlichen Erfahrungen sachlichkritisch zu reflektieren, die in vierzig Jahren getrennter staatlich-gesellschaftlicher Entwicklung gemacht worden sind. Freilich kann ich meine Zweifel nicht verhehlen, ob eine solche Chance in der Öffentlichkeit der ehemaligen Bundesrepublik gewollt ist. Abschwören sollen wir im Osten, zumindest uns rechtfertigen. Ich sage das so nachdrücklich, weil Ihr Fragebogen diese Situation für meine Begriffe beiseite lässt, viel zu pauschal verfährt und zu unhistorischen Sichtweisen neigt.


Ihre erste Frage gilt den Konsequenzen, die sich für die "Literaturlandschaft DDR" aus der herausragenden Rolle ergeben, die ihr von der SED-Führung zugeschrieben wurde.


Zuerst muss man einmal feststellen, dass weder die Kulturpolitik noch die Vorstellung von den Wirkungsmöglichkeiten der Literatur von Seiten der SED in den 45 Jahren ihrer Herrschaft einheitlich waren. Im Gegenteil sind eher schroffe Wendungen charakteristisch, die oft nur notdürftig ideologisch verbrämt wurden. In verschiedenen Perioden der Entwicklung gab es sogar einen beträchtlichen Spielraum, der in Krisensituationen freilich rigoros eingeschränkt wurde. Es gab immer ein Zusammenspiel von Reglementierung, Zensur und (oft mitbedingt von Einsicht oder Borniertheit der Verantwortlichen) Gewährenlassen. Zwischen den offiziellen Erklärungen und der Praxis der Kulturpolitik, wie sie von den verschiedenen Kulturinstitutionen betrieben wurde, gab es oft gravierende Differenzen. Natürlich, von Seiten der Parteiführung der SED – und entsprechend, jedoch häufig nicht unbedingt gleichlaufend in den Bezirksleitungen – wurde immer wieder versucht, den Kulturbetrieb "auf Linie" zu bringen: Durch zentrale Institutionen von solchem Gewicht wie die Staatliche Kunstkommission, dann das Ministerium für Kultur oder die Kulturkommission beim Politbüro, aber auch durch die Künstler-Verbände und deren Parteiorganisationen der SED. Die unterschiedliche Effektivität solcher Steuerungsmechanismen ist bisher wenig erforscht, so wenig übrigens wie die Wirksamkeit des demokratischen Reibungswiderstands und des Sandes, der immer wieder ins Getriebe gestreut wurde – von beider Wechselwirkung ganz zu schweigen.


Ich würde noch einen zweiten Gesichtspunkt hinzufügen, die Tatsache nämlich, dass es bis in die Führungsspitze der SED hinein unter prominenten Parteimitgliedern sehr unterschiedliche Vorstellungen und Konzepte gab – das waren ja zum Teil Leute mit durchaus eigenständigen Positionen. Darunter befanden sich Leiter wichtiger Institutionen, Persönlichkeiten, die sich auf eine Hausmacht stützen konnten oder internationales Gewicht besaßen. Sie versuchten nicht selten, ihre Vorstellungen innerhalb ihres Einflussbereich so weit wie möglich durchzusetzen, bisweilen mit beachtlichem Erfolg, wenn auch in der Regel gegen starken Widerstand in der politischen Führung.


Über Kulturpolitik, Leitungspraxis und Kunstentwicklung in unserem Lande zu reden, heißt, diese verschiedenen Ebenen in ihrem konfliktreichen Wechselspiel untersuchen. Es gibt Perioden, in denen die tatsächlichen Vorgänge im Kulturbereich in starkem Maße von der parteiamtlich und staatlich propagierten Kulturpolitik abgekoppelt waren. Ein Widerspruch zwischen zentraler Reglementierung und Alltagspraxis hat im Bereich der künstlerischen Intelligenz immer bestanden, aber die Interessenlagen in den verschiedenen Künsten und in den verschiedenen Sparten der kulturellen Tätigkeit, insbesondere der Massen- und Alltagskultur, differierten natürlich außerordentlich stark. Das hatte dann in Konfliktsituationen die böse Konsequenz, dass sich die verschiedenen Interessengruppen oft leicht gegeneinander ausspielen ließen.


Die immer virulente Aversion gegen die Intelligenz und die Vorstellung bei einem wesentlichen Teil der Funktionärskader, die Künstler seien "schwankende Gestalten", hat sich mehrfach auf verhängnisvolle Weise gegen demokratische Veränderungsversuche mobilisieren lassen. Streng restringiert waren immer alle Medien, welche Massen erreichen können und denen ein hoher ideologischer Wirkungsgrad zugesprochen wurde. Die Verhältnisse in der Kunst-Öffentlichkeit sind dagegen sehr viel differenzierter zu betrachten. Die großen Wendepunkte wie Formalismus-Debatte, Harich-Janka-Prozesse, 11. Plenum und Biermann-Affäre waren ja gerade Maßnahmen zur Zerschlagung beachtlicher Ansätze, von der Kunstöffentlichkeit her Tendenzen der Demokratisierung in die gesellschaftlich-politische Öffentlichkeit zu tragen, also ernst zu machen mit der vorgegebenen Verbindung von Kunst und Volk. Natürlich muss man sehen, dass es in den Anfängen der sich als sozialistisch verstehenden Kulturpolitik eine maßlose Überschätzung der Wirkungsmöglichkeit von Kunst gab, eine – oft naive – Kurzschlüssigkeit in der offiziösen Bestimmung der Produktions-, Rezeptions- und Wirkungsbedingungen. Hier gab es zeitweise – nicht zuletzt unter dem Eindruck sowjetischer Orientierungen und Kunstdogmen – sogar einen gewissen Konsens zwischen offizieller, offiziöser und professioneller Bemühung um eine neue Kunst. Doch unterschieden sich die Theorie und Praxis einer rigiden politischen Instrumentalisierung von Kunst und Literatur erheblich von den Bemühungen progressiver Künstler und Kunstwissenschaftler um "Weite und Vielfalt" einer sozialistisch orientierten Kunst.


Die Geschichte des Streits um den sozialistischen Realismus dokumentiert diese Problematik am deutlichsten. Die Beschränkung des Spielraums für Experimente, die Präferenz für den Realismus "in den Formen des Lebens" etc. und die ideologischen Kampagnen (z. B. über ideologische Klarheit und künstlerische Meisterschaft 1955/56, über die Veränderung der Lebensweise der Künstler 1959 oder später über die Sicht des Planers und Leiters in der Kunst) kennzeichnen tiefe Eingriffe in die Schaffensweise der Künstler. Sie waren freilich zunächst noch begleitet von einem widerspruchsvollen Ringen von Seiten der künstlerischen Intelligenz um einen produktiven Konsens mit den Mächtigen. Viel Gehör fanden sie freilich nicht, ein substantieller Dialog wurde zunehmend verweigert und schrittweise immer mehr schöpferische Individuen und Gruppen in Randpositionen gedrängt, oft sogar ideologisch ausgegrenzt. Viele machten mehrfach die Erfahrung, dass mühsam erarbeitete politische Positionen und Loyalitäten sowie scheinbar gesicherte künstlerische Spielräume durch schroffe Wendungen der politischen Führung in ihren Grundlagen erschüttert, ja vernichtet wurden.


Solche Umbrüche in der Kulturpolitik – oft von Machtkämpfen und Entscheidungen innerhalb der SED-Parteiführung bedingt, die wenig mit der kulturellen Sphäre zu tun hatten – wurden dann in der Regel erst nachträglich theoretisch-konzeptionell gerechtfertigt und in der Öffentlichkeit mehr oder weniger rigoros durchgesetzt. Diese Rechtfertigung durch Parteiideologen wurde meist mit Veränderungen der gesellschaftlich-politischen Rahmenbedingungen begründet und kamen deshalb zuweilen plausibel daher. So konnten sie in der Regel auch bei einem Teil der Intellektuellen und Künstler mehr oder weniger Resonanz und Rückhalt gewinnen, besonders bei denen, die ihre künstlerischen Zielvorstellungen und Interessen innerhalb der neu verordneten kulturpolitischen Vorgaben glaubten wahren oder gar ausbauen zu können hofften. Denn ein Großteil auch der kritischen Intelligenz und Künstlerschaft sah sich ja keineswegs als Gegner des Sozialismus, sondern wollte mit seinem Schaffen zu einer Demokratisierung und Humanisierung der realsozialistischen Verhältnisse beitragen. Das galt auch für solche, die sich dem offiziösen Kunstdogmatismus und den kulturpolitischen Repressionen widersetzten. Es wäre ein wichtiges Thema, systematischer nach den philosophischen und ästhetischen Gewährsleuten zu fragen, an denen sich der intellektuelle Diskurs in den verschiedenen Phasen der DDR-Kulturgeschichte orientiert hat. Die Berufung auf Brecht – um hier dieses Beispiel zu nennen – war immer ein Versuch, Widerspruchsdenken und moderne Kunstsprache innerhalb sozialistischer Gesellschaftspraxis wirksam zu halten. Ebenso gab es – besonders im kulturell-künstlerischen Milieu – eine verdeckte, aber stetig wirksame Orientierung an Ernst Blochs Hoffnungsphilosophie als Alternative zu den verknöcherten Thesen des offiziellen Schulmarxismus, der marxistisch-leninistischen Grundausbildung.


Eines der entscheidenden Hemmnisse für produktive Beziehungen von politischer Führung und künstlerischer Intelligenz war das Dogma vom Primat der Politik, der Unterordnung aller geistig-kulturellen Äußerungen innerhalb der Gesellschaft unter die jeweils praktizierte aktuelle politische Leitungspraxis. Dabei wurde nicht mehr berücksichtigt, dass jede kulturpolitische Konzeption – eben als politische Konzeption – besondere Akzente setzen muss, also einseitig verfährt und auch verfahren muss, wenn sie Wirkung machen soll. Niemals aber kann ein politischer Steuerungsversuch den ganzen Raum der künstlerisch-literarischen Entwicklung umfassen, ja die künstlerische Praxis wird sich in ihren innovatorischen Elementen notwendig auf Probleme orientieren, die über den geltenden gesellschaftlichen Konsens hinausreichen. Der Anspruch der Politik, den Kunstprozess langfristig steuern und ihren Interessen unterordnen zu können, das Bestreben, diesen Anspruch administrativ durchzusetzen, musste zu schweren Konflikten führen. Das wirkte für einen Teil der künstlerischen Intelligenz als eine Herausforderung, diesen Anspruch zu unterlaufen, für einen anderen Teil wirkte es frustrierend.


In späteren Perioden – vor allem nach dem 11. Plenum 1965 – wird unter diesen Umständen die Haltung der Mehrheit der künstlerischen Intelligenz, auch wenn sie sich als Integrationsfaktor der Gesellschaft begriff, durch Dissens gegenüber Reglementierungspraktiken geprägt. War in den sechziger Jahren das Bestreben kennzeichnend, durch Kunst zur Schaffung einer gesellschaftlichen Öffentlichkeit beizutragen, so wurde in den siebziger Jahren die Kunst immer mehr zum Ersatz einer kritischen Öffentlichkeit, weil die politische und kulturelle Öffentlichkeit deformiert war und deshalb in wesentlichen Bereichen funktionsuntüchtig. Es darf dabei nicht übersehen werden, dass damit nicht unbedingt eine grundsätzliche Provinzialisierung verbunden war. Denn indem Literatur und Kunst Funktionen übernahmen, welche die Defizite anderer – strenger reglementierter – Medien ausgleichen konnten, waren sie doch nicht mit diesen Ersatzfunktionen identisch. Ihr journalistisch-dokumentarischer Zug schloss eine gleichzeitige Belebung von Phantasie und Imagination nicht aus. Aber auch die Erkundung von Gruppen- und Generationserfahrungen verband sich mit der Artikulation von Anspruch und Beschädigung von Individuen – eingedenk der damals neuentdeckten Grundthese von Marx, dass die Befreiung des Einzelnen die Bedingung der Befreiung aller sein muss. In diesen Kontext gehört dann auch die Ausbildung neuer Generationshaltungen, von Haltungen der Ausgliederung aus Verhältnissen, in denen der Einzelne sich ständig gesellschaftlich-ideologischen Forderungen und Anpassungszwängen gegenübersieht. Konsequenz ist die Verweigerung des Engagements oder die Verlagerung des Engagements von der politischen Sphäre in ökologische Bereiche oder auf das Feld individueller Kommunikation.


Auf diese Entwicklung reagierte die Führung der SED relativ differenziert. Mit dem 6. Plenum 1972 wurde der Anfang gemacht, die traditionelle Ausgrenzung der historischen Avantgarden aufzuheben und die Reglementierung im Formalen allmählich ad acta zu legen. Offiziell wurde die Aufhebung von Tabus verkündet, wenn der sozialistische Standpunkt gewahrt sei – die Definition dieses Standpunkts blieb freilich Privileg der politischen Führung. Die Unersetzlichkeit der Kunst und die Erkundung neuer Wirklichkeit durch die Kunst wurden verbal proklamiert, von vielen angesprochenen Schriftstellern und Künstlern aber demonstrativ ernst genommen. Ich glaube, dass damit ein wichtiger Schritt getan wurde. Vor allem der VII. Schriftstellerkongress dokumentiert dessen produktive Konsequenz. Die nun beginnende Auseinandersetzung mit offenen Fragen einer öffentlichen Gesellschaftsanalyse wurde freilich fast umgehend wieder gestoppt. Eine Politik der Duldung von kritischen Stimmen im internen Kreise bei gleichzeitiger rigider Zurückweisung jeder öffentlichen Artikulation wurde praktiziert. Das Ausweichen vieler Schriftsteller in westliche Medien war die Folge und führte dann wieder zu neuen Restriktionen bis hin zu den Ausschlüssen aus dem Schriftstellerverband (1979) und zur systematischen Vertreibung oder auch zur freiwilligen Ausreise von kritischen Autoren. Hier stellt die Biermann-Affäre den Wendepunkt dar. Seit diesem Zeitpunkt werden wesentliche Teile der Kulturpolitik der DDR durch die Reaktionen der westdeutschen und westeuropäischen Öffentlichkeit in einem nicht geringem Maße mitbestimmt.


Ihre zweite Frage gilt den Folgen der restriktiven Informationspolitik in der DDR für die Literatur. Sie kann kaum in kurzen Worten beantwortet werden. Hier nur wenige Bemerkungen, die eine Richtung des Nachdenkens andeuten sollen. Kulturpolitische Orientierungen der SED-Führung waren in der Regel von den jeweiligen Schwerpunkten der gesellschaftspolitischen Zielsetzung bestimmt. Das wurde über weite Strecken von einem Großteil der progressiven Autoren auch akzeptiert. Das Problem liegt darin, dass diese Orientierung vorrangig auf bestimmte Stoffbereiche gerichtet war und – ausgesprochen oder unausgesprochen – auch die Einhaltung von "realistischen" Form-Mustern implizierte. In der Praxis ergab sich freilich, dass in vielen Fällen kulturpolitische Konflikte daraus erwuchsen, dass Künstler, welche durchaus bestrebt waren, den politischen Vorgaben gerecht zu werden, mit ihrer künstlerischen Realisierung dann doch ins Kreuzfeuer der Kritik von oben gerieten. Ein klassisches Beispiel ist Peter Hacks' Stück "Die Sorgen und die Macht", aber auch Heiner Müllers "Der Lohndrücker" oder Volker Brauns "Paul Bauch" könnten hier genannt werden.


Natürlich hatte all das Konsequenzen. Es gehört zur tragischen Existenz Johannes R. Bechers, dass sein Versuch, die Nachkriegswirklichkeit lyrisch zu erkunden, bald, nämlich schon 1948, in Widerspruch mit den Forderungen seiner Partei geriet, endlich die Errichtung der neuen Gesellschaft zu gestalten. Bechers Bestreben zur demokratischen Erneuerung Deutschlands hatte ihn veranlasst, in dem Gedichtband "Volk im Dunkel wandelnd" seine Sicht der Nachkriegswirklichkeit lyrisch zu artikulieren. Diese Lyrik war kritisch und streckenweise sogar verzweifelt – ebendeshalb aber authentisch. Die Forderungen der SED führten dann aber zu einem abrupten Bruch in seinem Schaffen, der in den "Neuen Deutschen Volksliedern" zum Deutschlandtreffen 1950 und zu den Weltfestspielen der Jugend und Studenten 1951 kulminieren. Dadurch kommt zwar tatsächlich etwas Neues in Bechers Schaffen, zugleich wird aber eine Entwicklung abgebrochen, die ihm – so glaube ich – eine gesamtdeutsche Repräsentanz hätte sichern können. Dass die westlichen Attacken kräftig dazu beitrugen, eine solche Entwicklung zu verhindern, sei nur am Rande vermerkt. Ist schon hier, bei einem Dichter, der sich programmatisch von modernen Literaturströmungen losgesagt hatte, ein solch schroffer Bruch sichtbar, so kann man ahnen, was die Kombination von Forderung nach den neuen Stoffen und sozialistischem Realismus (contra "Formalismus") für Autoren bedeutete, die sich weiterhin den künstlerischen Avantgarden verpflichtet sahen.


Die Forderung nach neuen Stoffen war immer an die jeweils aktuellen politischen Konzepte gebunden. In den fünfziger Jahren beispielsweise wurde die Gestaltung der Produktionssphäre in der DDR gefordert, doch sollte sie mit der nationalen Problematik kombiniert sein. Die Schwierigkeiten, die sich daraus z. B. für Anna Seghers ergaben, sind am epischen Konzept des Romans "Entscheidung" abzulesen. Aus dieser doppelten Forderung ergab sich oft das Sujet-Klischee des Agenten, das die innere Problematik der im Ansatz schon realsozialistischen Entwicklung überdeckte. Auf diese Weise wurde auch eine gründliche Auseinandersetzung mit dem Leben der Leute im Nationalsozialismus in den Hintergrund geschoben, ein Manko, auf das Anna Seghers immer wieder hingewiesen hat. In "Der Mann und sein Name" hat sie versucht, einen Durchbruch zu erzwingen. Seit Mitte der fünfziger Jahre wurde der Sujetbereich der Erfahrungen junger Hitlersoldaten dann zu einem Hauptstrang in der DDR-Literatur. Erster großangelegter Versuch in dieser Richtung war Fühmanns "Fahrt nach Stalingrad", auch wenn der Autor dieses Poem bald verworfen hat. Was Anna Seghers darüber zu sagen wusste, hat Bestand.


Sehr viel komplizierter liegt das Problem beim sogenannten "Bitterfelder Weg" seit 1959. Natürlich ging es dabei um den Versuch, die gesamte kulturelle Öffentlichkeit neu zu strukturieren, also um eine kulturpolitische Strategie, die weit über die Künste hinaus reichte. In diesem Rahmen wurde auch ein ernstzunehmender Versuch gemacht, das Verhältnis von Literatur und Öffentlichkeit neu zu bestimmen. Die Zeitschrift "Forum" hat aktuelle Literatur als ein Medium begriffen und propagiert, das geeignet war, Öffentlichkeit herzustellen. Bis zu einem gewissen Grad hat das sogar funktioniert, und darin bestand eine große Leistung der Redaktion und der Leute, die sie unterstützten. Als dann im Fernsehen diese Linie weitergeführt werden sollte, wurde allerdings erkennbar, dass die offiziell protegierten "Fernsehromane" meist zu einer harmonisierenden Gesellschaftssicht tendierten, nach dem Modell der "lösbaren Konflikte". Von der offiziösen Kritik und den Verantwortlichen in der Kulturpolitik wurden sie – im Gegensatz zu gleichzeitigen Romanen – unangemessen hochgelobt. Denn die epische Literatur, die Romanliteratur, war weitaus schärfer auf die real existierenden Widersprüche der Gesellschaft gerichtet und suchte gängige Orientierungen zu hinterfragen, die auf eine recht oberflächliche Übereinstimmung von Individuen und Gesellschaft hinausliefen.


Der "Bitterfelder Weg" ist eine widerspruchsvolle Sache. Zunächst sollten Arbeiterschriftsteller gefördert werden, um die neue Wirklichkeit in die Literatur zu bringen. Die Berufsschriftsteller wurden aufgefordert, ihre Lebensweise zu ändern und in die Betriebe zu gehen, um die gesellschaftliche Wirklichkeit kennenzulernen. Viele taten das und lernten diese Wirklichkeit kennen – das hatte freilich zur Folge, dass Romane wie "Der geteilte Himmel" oder "Spur der Steine" entstanden, die durchaus nicht den kulturpolitischen Vorgaben entsprachen. "Der geteilte Himmel" wurde hart attackiert, wobei politische und literarische Vorwürfe einander auf sehr charakteristische Weise ergänzten. Immerhin gelang es bei diesem Buch noch, eine gesellschaftliche Akzeptanz durchzusetzen (Vgl. die Dokumentation "Der geteilte Himmel und seine Kritiker"). Auch Strittmatters "Ole Bienkopp" wurde nach vielen internen Querelen schließlich als sozialistischer Klassiker etabliert, freilich fatalerweise nach dem 11. Plenum des ZK im Dezember 1965. Diesem verhängnisvollen kulturpolitischen "Kahlschlag" fiel nicht nur eine Jahresproduktion der DEFA-Studios zum Opfer, er hatte auch eine tiefgreifende Deformierung des literarischen Prozesses zur Folge.


Dieses Plenum eröffnete einen längerwährenden Prozess der Verdrängung der künstlerischen Intelligenz aus politischen und kulturpolitischen Entscheidungsgremien und veranlasste die Resignation vieler Künstler und teilweise sogar ihren Rückzug aus der Öffentlichkeit. Es war eine Art von "Ruhigstellung" führender Künstler, die bisher trotz aller Repressionen und Reglementierungen über einen nicht unbeträchtlichen kulturpolitischen Einfluss verfügt hatten. Von nun an setzte sich die Praxis durch, kritische Debatten nach Möglichkeit innerhalb der Verbände und Gremien zu belassen, sie von der Öffentlichkeit abzuschotten. Die Verbände hatten die Doppelfunktion, als Instrumente der obrigkeitlichen Reglementierung zu fungieren und zugleich eine Interessenwahrnehmung zu organisieren, um auf diesem Wege die intellektuelle Opposition zu kanalisieren oder zu paralysieren. Trotz spektakulärer Vorgänge – wie der Ausschluss widerspenstiger Mitglieder aus dem Schriftstellerverband – muss jedoch gesagt werden, dass die repressive Seite in der Arbeit der Verbände keineswegs die alles bestimmende war.


Man darf die Entwicklung nicht vereinfachen, wie das offenbar immer mehr Mode wird. Gerade in den sechziger Jahren suchten viele Schriftsteller nach Wegen, Anschluss an die Literatur der Moderne zu finden. Vermittler wurden dabei – durch ihr Werk oder auch ihr persönliches Auftreten – offiziell akzeptierte weltliterarische Persönlichkeiten wie Majakowski, Aragon oder Neruda. Eine ganze Reihe von Diskussionen wurden mit deutlichem Bezug auf die internationale Literaturentwicklung geführt. Ich hatte schon auf die Diskussion um Christa Wolfs "Der geteilte Himmel" verwiesen, bei der eine wesentliche Komponente die Frage nach der Verwendung moderner epischer Techniken war. Diskussionen um die harte Schreibweise und das Kriegsthema folgten. Folgenreich war auch die Lyrik-Diskussion im Anschluss an Hermlins Akademie-Lesung 1962 und die darauf folgende "Lyrik-Welle". War die Lesung Hermlins noch auf die entschiedene Kritik der Politiker gestoßen, so war der Versuch, durch Einschaltung des Zentralrates der FDJ mit großen Lesungen ein Forum öffentlichen Wirkens für vorwiegend junge Lyriker zu schaffen und auf diese Weise die Entwicklung zu steuern, immerhin ein produktiver Ansatz. Das dieser Ansatz bald in Manipulierung umschlug, hatte den Rückzug vieler Lyriker aus dieser Form öffentlichen Wirkens zur Folge. Aber diese Entwicklung hatte auch die Konsequenz, dass mit der Anthologie "In diesem besseren Land" zum ersten Mal eine ausgeprägt kritisch denkende Richtung in der Lyrik der DDR programmatisch dokumentiert werden konnte. Doch wurde der Versuch, in der Zeitschrift "Forum" eine kontroverse Lyrik-Debatte zu führen, rigoros abgebrochen. Immerhin blieb der Anlauf nicht ohne Folgen: Die Reihe der Auswahlbände junger Lyrik und die Reihe "Poesie-Album" führten die – politisch gebremsten – Impulse in der Praxis durchaus weiter.


Chance und Problematik von kulturpolitischen Orientierungen lassen sich auch am Beispiel der Entwicklungsromane zum Thema des zweiten Weltkrieges untersuchen. Zweifellos sind eine ganze Reihe wirkungsvoller und qualitätsvoller Bücher erschienen, aber letztlich haben sich alle großräumig geplanten Entwicklungsromane als Sackgassen erwiesen. Die Thematik solcher meist stark autobiographisch fixierter Bücher scheint einem Bedürfnis der Leser entgegengekommen zu sein, die höchst widerspruchsvollen eigenen Erfahrungen in Krieg, Nachkrieg und gesellschaftlicher Umwälzung im Spiegel der Literatur zu reflektieren. Der nachhaltige Erfolg des ersten Bandes um Werner Holt von Dieter Noll ist ein gutes Beispiel dafür. Doch der Versuch, Fortsetzungen dieser Bücher nach einem vorgegebenen Entwicklungsschema (Entscheidung gegen den Krieg und Entscheidung für den Sozialismus) zu strukturieren, scheiterte in der Regel. Denn die Hoffnung, eine – der subtilen Auseinandersetzung mit den Erlebnissen im Nazifaschismus vergleichbare – Darstellung der individuellen Konflikte in der realsozialistisch werdenden Gesellschaft geben zu können, war offenbar angesichts der ideologischen Tabus eine Illusion. Das Problem der "Kindheitsmuster", das Christa Wolf in ihrem Roman aufgeworfen hat, wurde von vielen Lesern mit großem emotionalem Engagement aufgegriffen. Doch statt die Frage nach der psychischen Prägung durch autoritäre Strukturen ernstlich und öffentlich zu erörtern, wurde diese Seite des Buches stark tabuiert. Aus der Rückschau demonstriert der von Gerhard Schneider herausgegebene Sammelband "Eröffnungen", wie Reglementierung auf dem Feld der Literatur zu Deformationen geführt hat, durch welche die künstlerische Entwicklung einer ganzen Autorengeneration zeitweilig blockiert worden ist. Langfristig war damit eine Dissoziierung programmiert.


Ihre dritte Frage gilt den Bemühungen, durch Literatur historisches Bewusstsein zu entwickeln und ein Abbild der DDR-Gesellschaft zu geben. Diese Frage irritiert mich, weil ich die zugrunde gelegte Vorstellung vom "Abbild einer Gesellschaft" als fragwürdig empfinde. Der Begriff wird – so scheint mir – von Ihnen zu mechanistisch aufgefasst. Mir ist auch nicht ganz klar geworden, wie Sie die Beziehung zwischen historischem Bewusstsein und Abbild der Gesellschaft verstanden wissen wollen. Ich weiß deshalb nicht, ob meine Antwort Ihre Frage trifft, und antworte also so, wie ich sie verstehe.


Die DDR stand von Anfang an vor einem Legitimationsproblem. Verursacht war das durch die Schaffung der Bundesrepublik, die sowjetische Deutschlandpolitik und die wirtschaftliche Schwäche der in der Sowjetischen Besatzungszone etablierten Gesellschaft. Die Entwicklung in Richtung einer sozialistischen Alternative in Deutschland war legitim und hatte zeitweilig einen beträchtlichen Rückhalt in Teilen der Bevölkerung. Dieser Rückhalt war aber nie so stark, dass die Führung der SED die vorgeblich plebiszitäre politische Legitimierung hätte aufgeben können. Daraus erklärt sich ihr Bestreben, eine historische Gesetzmäßigkeit als wichtigsten Faktor der Legitimation zu propagieren.


In der Anfangsphase der DDR bot der Antifaschismus eine wirksame Basis für ein neues gesellschaftliches Selbstverständnis, das weit über die relativ schmale kommunistische Minderheit hinausreichte. Verankert war es besonders im politisch aktiven Teil der Jugend und der Intelligenz. Es gab noch eine produktive Pluralität im öffentlichen Leben und – im Rahmen der sowjetischen Vorgaben – ein Bemühen um Klärungen auf geistig-kulturellem Gebiet. Erst das Jahr 1948 bedeutete hier einen tiefen Einbruch, markiert durch den Kongress von Wroclaw und Fadejews berüchtigte Rede. Freilich waren alle Fragen, die mit dem Komplex des Stalinismus und seiner ideologischen und politischen Praxis zu tun hatten, von vornherein aus dem antifaschistischen Konsens ausgeklammert. Jede Kritik auf diesem Feld wurde als antisowjetisch und gegen die Freundschaft zur Sowjetunion gerichtet betrachtet und verfolgt, nicht selten sogar unter Missbrauch juristischer Mittel. Die sowjetische Besatzungsmacht ging in den ersten Jahren rigoros vor, aber repressive Maßnahmen der Staatsorgane der DDR waren in den beginnenden fünfziger Jahren oft nicht weniger hart. Damit wurde von vornherein auch ein großer Fragenkreis ausgeschlossen, der für die Errichtung einer stabilen antifaschistisch-demokratischen Ordnung essentielle Bedeutung hatte. Ein derart reduzierter, selektiver Antifaschismus bildete begreiflicherweise auch ein Hindernis für jede Bemühung um einen gesamtdeutschen demokratischen Konsens – insbesondere über die Notwendigkeit, eine Spaltung Deutschlands zu verhindern. Für die Literatur der Nachkriegszeit ergab sich daraus, dass die Phase einer tiefgreifenden Abrechnung mit dem deutschen Faschismus sehr rasch abgelöst wurde durch die innerdeutsche Polemik im Zeichen des kalten Krieges und eine kulturpolitische Orientierung auf die "neue Wirklichkeit", die Umgestaltung der gesellschaftlichen Verhältnisse nach dem sowjetisch-stalinistischen Modell.


Schon 1948 erklärte Ulbricht die Beschäftigung mit Fragen des Exils und des Widerstands für historisch überholt. Geschichtliche Dimension zu gewinnen hieß also vor allem, der Orientierung auf eine Wiedervereinigung Deutschlands eine revolutionäre oder zumindest progressive Vorgeschichte zuzusprechen und die Traditionen zu beleben und zu propagieren, mit denen die – sehr abrupt einsetzende – politische Entscheidung begründet werden konnte, die Grundlagen einer sozialistischen Gesellschaft zu schaffen. Mir scheint es übrigens auch heute noch nötig, die oft aus dem Bewusstsein der Durchschnittsbürger verdrängten progressiven, revolutionären und sozialistischen Traditionen der deutschen Geschichte in der Öffentlichkeit bewusst zu halten. Deshalb betrachte ich den in der DDR vollzogenen Umbau des Geschichtsbildes bei allen Engstirnigkeiten auch heute noch grundsätzlich als einen Schritt nach vorn – dann nämlich, wenn an Stelle des einseitig staatslegitimierenden Akzents der gesellschaftsgeschichtliche tritt. Denn diese an sich vorwärtsweisenden Bemühungen in der DDR waren verbunden mit der Fixierung auf offiziöse Sichtweisen und mit der Tabuierung von Vorgängen, die den jeweils gültigen Parteidogmen widersprachen. Das offizielle Geschichtsbild trug immer stark dogmatische Züge – auch wenn die Fachwissenschaft im Lauf der Entwicklung wesentlich differenzierter urteilte. So führte – beispielsweise – die intensive Beschäftigung mit der 48er Revolution dazu, dass in der populären Propagierung fast nur noch die radikale Linke anerkannt wurde. Ebenso erfolgte die Beschäftigung mit der Novemberrevolution fast ausschließlich unter dem Gesichtspunkt, die Notwendigkeit der Entstehung der KPD zu begründen – zunächst sogar noch unter den Kriterien des "Kurzen Lehrgangs der Geschichte der KPdSU".


Grundsätzlich sollte jede Geschichtsdarstellung letztendlich die Argumente liefern, warum die führende Rolle der marxistisch-leninistischen Partei neuen Typus notwendig und durch die Geschichte legitimiert sei. Insofern musste – besonders in den Jahren des kalten Krieges – in jeder Situation immer sehr genau danach gefragt werden, a) welche geschichtlichen Traditionen besondere Aufmerksamkeit verdienten, b) wer welche Akzente setzte und c) wann welche Verschiebungen der Schwerpunkte erfolgten. Denn während einerseits eine massive politische Instrumentalisierung von Geschichte erfolgte, wurde andererseits auch Geschichtsmaterial mobilisiert, das sich vordergründiger Ideologisierung quer stellte und beitragen konnte, eine dialektische Traditionsbeziehung zu ermöglichen und ein unverstelltes Geschichtsbewusstsein auszubilden.


Das trifft meines Erachtens durchaus auf weite Bereiche der Auseinandersetzung mit der klassischen deutschen Kultur zu. Natürlich gab es die klischierten Redensarten vom klassischen humanistischen nationalen Erbe, die als ideologische Keulen gegen Kosmopolitismus und Formalismus geschwungen wurden. Aber schon in den 50er Jahren gab es auch eine solide Forschung und ernstliche Bemühungen um die Propagierung eines differenzierten Bildes von der Wende vom achtzehnten zum neunzehnten Jahrhundert. Dabei muss sehr nachdrücklich darauf hingewiesen werden, dass die parteioffiziellen Konzepte mit ihren politisch verkürzten und manipulierten Wertungen nicht identisch sind mit der tatsächlichen Klassik-Rezeption in der kulturellen Öffentlichkeit.


Unter den marxistischen Richtungen in der Literaturwissenschaft der DDR gab es stark voneinander abweichende Sichtweisen, Methoden und Forschungsschwerpunkte, die in die Öffentlichkeit hineinwirkten. Sie artikulierten sich erst allmählich und gewannen Profil in der seit den 60er Jahren sich verstärkenden Debatte über das Erbe. Waren in den fünfziger und zum Teil auch in den sechziger Jahren die Vorstellungen vom klassischen Erbe noch stark normativ geartet, so gewinnt die öffentliche Debatte über das kulturelle Erbe in den 70er Jahren eine neue Qualität. Eine Reihe von Theateraufführungen vermitteln ein aufregend verändertes und widersprüchliches Bild von klassischen Werken und vor allem die Romantik-Welle trug deutlich die Züge eines – freilich höchst umstrittenen – Gegenentwurfs zu offiziösen Klischees der Literatur- und Kulturgeschichte.


Bei all diesen Vorgängen hat Literatur und Publizistik eine große Rolle gespielt. Man muss aber sehen, dass es eigentlich immer um die Frage nach der Historizität der Gegenwart ging. Es ist eine grundfalsche Vorstellung, als sei die Literatur und Publizistik in der DDR nur den kulturpolitischen Vorgaben gefolgt und habe sie apologetisch bestätigt. Für die wesentlichen Hervorbringungen trifft das nicht zu. Im Gegenteil sehe ich eher eine Tendenz zu einer innovativen Literatur, die neue Fragen aufwirft, welche dann – im Glücksfall – von der Kulturpolitik aufgegriffen werden. Die Beschäftigung mit dem Kriegsthema am Stoff des zweiten Weltkrieges beispielsweise war ein produktiver Ansatz, der später in die Gefahr geriet, durch reglementierende Eingriffe abgelenkt zu werden. Die Rückschau Günter de Bruyns auf seinen Erstling ("Eröffnungen") ist ein gutes Beispiel dafür.


Aber auch die widerspruchsvolle Geschichte der Beschäftigung mit der proletarischrevolutionären Tradition gehört in diesen Kontext. Zunächst schroff als sektiererisch, formalistisch oder naturalistisch zurückgewiesen, wurde diese literarische Strömung der zwanziger und dreißiger Jahre um 1957 von der Kulturpolitik aufgegriffen: Zum einen als Schutzschild gegen westliche Einflüsse und Ersatz für die drohende umfassende Rezeption der Moderne, und zum andern als ein Instrument der ideologischen Disziplinierung der gegenwärtigen Autoren. Als besonders prekär erwies sich dabei die bald sichtbar werdende Tendenz, die sozialistische Literatur zum Hauptstrom und zum Maßstab der deutschen Literaturentwicklung seit den zwanziger Jahren zu erklären. In der tatsächlichen Wirkung war jedoch die Neubefragung der proletarisch-revolutionären Literatur auch ein Anstoß, auf die utopischen Horizonte der progressiven Avantgarde-Literatur zurückzugreifen. Das förderte – wie langsam und mühevoll auch immer dieser Prozess verlief – den schrittweisen Abbau von literarischen Tabus und engstirnigen Kunstvorstellungen.


In Literatur und Literaturwissenschaft ist eindeutig früher als in der allgemeinen Geschichtspropaganda auf Defizite aufmerksam gemacht worden. Dabei war natürlich die Neue Linke und der Neomarxismus in der Bundesrepublik eine wichtige Herausforderung und hat in vielen Punkten initiierend gewirkt. Man kann so weit gehen und sagen, dass die Beschäftigung mit der Geschichte, mit historischen Gegenständen, Traditionen, Erfahrungen zu einem wichtigen Medium der Artikulation von Widerspruch und Widerstand gegen verknöcherte ideologische Positionen geworden ist. An historischen Gegenständen wurde oft aktuelle Problematik exemplarisch durchgespielt. Auf der anderen Seite hatte aber zuweilen die polemische Position gegenüber ideologisierten historischen Klischees auch eine Enthistorisierung zu Folge.


Um auf Ihre Frage zurückzukommen: Natürlich lassen sich historische Prozesse und gesellschaftliche Entwicklungen in der Literatur der DDR ablesen. Aber das geschieht auf eine sehr differenzierte und oft nur indirekte Weise. Literatur kann stofflich gesellschaftliche Vorgänge "spiegeln", sie kann sie aber auch in phantastischen oder gleichnishaften Bildern bewusst zu machen versuchen. Sie kann in die Geschichte greifen, um die Gegenwart kritisch durchschaubar zu machen, sei es durch Mobilierung der Vorgeschichte der Gegenwart, sei es durch Insistieren auf Alternativen zur Gegenwart. Als Bobrowski die Frage nach der historischen Schuld stellte, war das eine leise, aber unüberhörbare Polemik gegen das Schema vom Aufstieg, von der Wandlung, von der Lösung aller Fragen im Bekenntnis zum Sozialismus. Aber das Wichtigste daran war wohl, dass er all das von der Frage nach der individuellen Verantwortung, der ethischen Substanz der Individuen her anpackte. Geschichte war hier als Vorgang zwischen Menschen erfasst und damit als ein offener Prozess.


Ihre vierte Frage gilt dem Problem, ob die DDR-Literatur durch die restriktive Medienpolitik in die Rolle einer "Ersatzöffentlichkeit" gedrängt worden sei, und wieweit Werke, die – wie Stefan Heyms "Fünf Tage im Juni" – nur in der Bundesrepublik verlegt werden konnten, eine ähnliche Funktion ausübten.


Die Verdrängung von Werken und Autoren aus dem Land, die Abschottung der literarischen Öffentlichkeit in der DDR von diesen Autoren und Werken kann man nicht einfach als Teilaspekt des Problems behandeln, das mit Literatur und literarischer Kommunikation als "Ersatzöffentlichkeit" beschrieben wird. Es ging ja bei der kulturpolitischen Regulierung und Reglementierung gerade darum, bestimmten Werken und Publikationen die Möglichkeit weitgehend zu nehmen, eine solche Funktion wahrzunehmen. Das heißt nicht, dass solche Werke und Publikationen in den literarisch interessierten Kreisen der DDR nicht wahrgenommen worden wären. Sie waren zu einem großen Teil im engeren Zirkel der literarischen Experten und vielen wachen Lesern bekannt. Aber die Kulturpolitik zielte darauf, kontroverse Diskussionen zu Gesellschaftsanalyse und -alternativen nicht über solche engeren Zirkel hinausdringen zu lassen. Es ergab sich eine seltsame Konstellation insofern, als kulturpolitische Entscheidungen oft als Reaktion auf Äußerungen oder Publikationen von Schriftstellern jenseits unserer Staatsgrenzen erfolgten, die bestenfalls in einem engen Kreis von Insidern bekannt waren. Mit den Folgen aber waren Leser konfrontiert, die von den auslösenden Vorgängen nichts oder nur ungenaues wussten und sich nur zuweilen über westliche Medien informieren konnten.
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